Antrag auf Gewährung eines freiwilligen Zuschusses

für die Mittagsversorgung 

Name der Schülerin/des Schülers: .......................................................................................
Klasse:

.......................
….


Schuljahr:
……………………..
Ich möchte für mein Kind den freiwilligen Zuschuss der Gemeinde/des Landkreises …………………... und des Freistaats Bayern zum Mittagessen erhalten. Mir ist bekannt, dass kein Rechtsanspruch darauf besteht.

Mein Kind wird in der Regel an ……… Tagen pro Woche an der Mittagsverpflegung teilnehmen.

Folgender Förderungsgrund liegt vor: 

(bitte ankreuzen)

	(
	Ich bzw. mein Kind beziehen Leistungen nach dem SGB II („Hartz IV“).

	(
	Ich bzw. mein Kind beziehen Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII (Sozialhilfe).

	(
	Ich beziehe Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz, da mein/unser Einkommen zwar für meinen/unseren Lebensunterhalt reicht, aber nicht für den unseres Kindes.

	(
	Ich beziehe Leistungen nach dem Wohngeldgesetz.

	(
	Wir befinden uns in einer sonstigen finanziellen Notlage, nämlich (bitte ausführen, ggf. weiter auf Rückseite):

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................

…………………………………………………………………………………………….............................


Mir ist bekannt, dass ich aufgefordert werden kann, entsprechende Nachweise vorzulegen und dieser Antrag ggf. an die Gemeinde/den Landkreis zur Prüfung zugeleitet wird.

Ich versichere durch meine Unterschrift, dass ich die vorstehenden Angaben wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen gemacht habe. Unrichtige Auskünfte können strafrechtliche Folgen nach sich ziehen. Ich versichere ebenfalls, die Schule umgehend zu informieren, wenn die oben genannte Voraussetzung für den Zuschuss nachträglich wegfällt.

Einwilligung in Datenerhebung und Nutzung: 

… (muss gemäß den Hinweisen auf Seite 2 eingefügt werden)

......................................................................

Datum, Unterschrift Erziehungsberechtigte/r


Von der Schule auszufüllen:

	Die Schülerin/der Schüler besucht
	(
	eine gebundene Ganztagesklasse

	
	(
	eine offene Ganztagesgruppe

	
	(
	eine Mittagsbetreuung bis …………… Uhr


Der Schule sind keine Tatsachen bekannt, die dagegen sprechen, dass der geltend gemachte Förderungsgrund vorliegt.

Datum


Name



Unterschrift


Schulstempel

Hinweis:

Gemäß Art. 15 Abs. 1 Nr. 2 BayDSG ist sowohl die Datenerhebung als auch die Nutzung der Daten (Speicherung, Weitergabe, Datenabgleich, etc. vgl. Art. 4 Abs. 7 BayDSG) – mangels gesetzlicher Grundlage - hier nur mit Einwilligung der Betroffenen möglich. Gemäß Art. 15 Abs. 2 sind bei Einholung der Einwilligung die Betroffenen auf den Zweck der Erhebung hinzuweisen. Generell gilt, dass sowohl bei Erhebung, Speicherung und Nutzung ein strenger Erforderlichkeitsgrundsatz und eine strenge Bindung an den bei der Erhebung genannten Zweck (Art. 16 Abs. 1, Art. 17 Abs. 2 BayDSG) gilt. Im Einzelnen ist für die erforderliche Gestaltung Folgendes zu beachten:

a) Die Einwilligung muss gemäß Art. 15 Abs. 4 BayDSG von der Antragserklärung klar erkennbar abgesetzt und deutlich hervorgehoben sein (eigene Überschrift, z. B. „Einwilligung in Datenerhebung und Nutzung“). Die Einwilligung muss von der Unterschrift gedeckt sein und vor dem Unterschriftsfeld stehen. Eine kleinere Schriftgröße sollte vermieden werden.

b) Der Text der Einwilligung muss den Zweck der Datenerhebung und Nutzung exakt beschreiben und darauf hinweisen, welche Rechtsfolgen sich ergeben, wenn die Einwilligung verweigert wird (Art. 15 Abs. 2 BayDSG). Z. B.:

· Was genau wird mit den Daten in der Schule gemacht? 

· An wen in der Schule und an welche externen Stellen werden die Daten weitergeleitet? 

· Zu welchem Zweck erfolgt die Übermittlung an die Gemeinde und was wird von der Gemeinde mit den Daten gemacht bzw. „geprüft“? (Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass von Stellen nach SGB II und SGB XII, etc. Sozialdaten nach § 67d SGB X nur übermittelt werden dürfen, wenn eine Vorschrift des SGB dies ausdrücklich gestattet.)

· Welche Folge ergibt sich, wenn die Einwilligung verweigert wird?

c) Es muss sichergestellt sein, dass die Speicherung der Daten nicht länger als erforderlich erfolgt (hier fünf Jahre), d. h., dass die Daten, wenn der Zweck erreicht ist, gelöscht werden.

